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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
(10. Ausschuß) 


zu der Unterrichtung durch die Bundesregierung 
- Drucksache 1 3/8493 - 

Waldbericht der Bundesregierung 


A. Problem 

Knapp ein Drittel der Fläche Deutschland ist bewaldet. Auf Grund 
seiner unverzichtbaren vdrtschaftiichen, gesellschafthchen und 
ökologischen Bedeutung ist die Waldfläche zu erhalten, erforder- 
hchenfalls zu mehren und seine ordnungsgemäße Bewirtschaf- 
tung sicherzustellen. Darüber hinaus kommt der Waldfläche in 
Deutschland eine besondere Nutz-, Schutz- und Erholungsfunk- 
tion zu. 

Mit dem vorüegenden Bericht kommt die Bundesregierung dem 
Ersuchen des Deutschen Bundestages nach, neben dem jähr- 
lichen Waidschadensbericht im vierjährigen Turnus einen „Wald- 
bericht" vorzulegen, der auch die positiven Aspekte des Waldes 
aufzeige. 

Er soll darüber hiiiaus dazu beitragen, der Forstpohtik stärkeres 
Gewicht in der politischen Diskussion zu verleihen sowie den 
Wert und die Notwendigkeit der Waidfunktionen und die Bedeu- 
tung der Forstwirtschaft deuthcher herauszustellen. 

B. Lösung 

Kenntnisnahme des Waidberichts der Bundesregierung auf 
Drucksache 13/8493 und Annahme eines Entschheßungsantrages 
der Koahtionsfraktionen. 

Einstimmigkeit im Ausschuß 

C. Alternativen 

Annahme des Entschheßungsantrages der Fraktion der SPD. 


D. Kosten 

Kosten wurden nicht erörtert. 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Waldbericht der Bundesregierung auf Drucksache 13/8493 

zur Kenntnis zu nehmen und 

2. folgende Entschheßung anzunehmen: 

a) Der Deutsche Bundestag begrüßt, daß die Bundesregierung 
dem Auftrag der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. nach- 
gekommen ist und in dieser Legislaturperiode den ersten 
Waldbericht vorgelegt hat. 

Er informiert umfassend über die Nutz-, Schutz- und Erho- 
lungsfunktionen des Waldes in Deutschland. 

b) Der Deutsche Bundestag stellt fest, daß es eine unzulässige 
Verkürzung des Themas Wald ist, die politische Diskussion 
auf den Aspekt der Waldschäden zu beschränken. Die Ge- 
sunderhaltung des Waldes ist wichtig, dafür ist aber neben 
der Fortführung der Maßnahmen zur Luftreinhaltung eine lei- 
stungsfähige Forst- und Holzwirtschaft Voraussetzung. Forst- 
betriebe köimen den Wald auf Dauer nur auf der Basis wirt- 
schafthchen Erfolges pflegen und nachhaltig bewirtschaften. 

Aus der Sicht des Naturhaushaltes und der nachhaltigen 
Nutzung kommt daher den Nutz-, Schutz- und Erholungs- 
funktionen der Wälder eine besondere Bedeutung zu. Hierzu 
gehören auch der Biotop- und Artenschutz, der Landschafts- 
schutz, der Boden- einschheßlich Erosionsschutz, der Klima- 
schutz, der Wasserschutz (Filter- und Rückhaltewirkung) so- 
wie der Immissionsschutz gegen Luftschadstoffe und Lärm. 
Die Wälder sind vor allem in unseren dicht besiedelten und 
industriealisierten Regionen wichtige Lebensräume für die 
heimischen wüdlebenden Tier- und Pflanzenarten. Sie sind 
wesentlicher Bestandteil der ländlichen Räume und haben 
eine besondere Ausgleichsfunktion für die intensiv genutz- 
ten Regionen. 

Die Bewirtschaftung unserer Wälder sichert und stärkt auch 
ihre Schutzfunktionen. Der natumahe Waldbau ist heute 
weit verbreitet, der Trend zum Nadelbaumanbau gestoppt; 
der Laub- und Mischwaldanteil hat inzwischen wieder rd. 
56 % erreicht. Der natumahe Waldbau erhält die Artenviel- 
falt; zwischen natumah bewirtschafteten Mischwäldern und 
unbewirtschaftetem Naturwald gibt es bei der Artenvielfalt 
keine gesicherten Unterschiede. Ein Viertel unserer Wälder 
hegt in Naturschutzgebieten, ein Drittel in Landschafts- 
schutzgebieten. 

Die Bevölkemng schätzt die Erholungsfunktionen des 
Waldes und nutzt sie intensiv. Daraus ergeben sich auch 
Probleme: Den Waldbesitzem entstehen z.B. durch Bau und 
Unterhaltung von Erholungseinrichtungen sowie Müllbesei- 
tigung z. T erhebhche Kosten. 
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Die wirtschaftliche Lage der Forstbetriebe ist durch die ange- 
spannte Situation auf dem Holzmarkt und die schlechten 
Absatzmöghchkeiten von Schwachholz schwierig. Die Forst- 
betriebe haben darauf mit Rationalisierungsmaßnahmen 
reagiert. Gerade die Privatforstbetriebe tragen das volle 
unternehmerische Risiko. Um so wichtiger ist es, für diese 
Betriebe Rahmenbedingungen für eine erfolgreiche Wald- 
bewirtschaftung zu schaffen. 

c) Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 
zur Verbesserung der Waldgesundheit die Maßnahmen im 
Rahmen der Aktion „Rettet den Wald“ konsequent weiterzu- 
führen. Ebenso sind alle Anstregungen zur Stabüisierung des 
Waldes zu fördern, insbesondere die weitere Verbesserung 
der Altersstruktur sowie die standortgerechte Aufforstung 
und Bestandspflege. 

Die Leistungsfähigkeit der Forstbetriebe ist zu stärken. Dazu 
müssen zur Beseitigung der forststrukturellen Schwächen 
die forstwirtschaftüchen Zusammenschlüsse weiter gefördert 
werden. Auch die Steuerpolitik muß den besonderen Bedin- 
gungen der Forstwirtschaft Rechnung tragen. 

Es müssen alle Anstrengungen unternommen werden, um 
die Wettbewerbsfähigkeit von Holz zu verbessern. Dazu sind 
weiter die Arbeit des Forstabsatzfonds zu unterstützen, die 
Verwendung von Holz als Bau- und Werkstoff zu erleichtern, 
die energetische Nutzung von Holz zu intensivieren und alle 
Anstrengungen zu unterstützen, eine international wettbe- 
werbsfähige Zellstoffproduktion in Deutschland zu errichten. 
Bei den Bauvorhaben der Bundesregierung soll einheimi- 
sches Holz verstärkt verwendet werden. 

Bei allen Konzepten zur Förderung des ländlichen Raumes 
muß dem Wald und der Forstwirtschaft ein hoher Stellenwert 
eingeräumt werden. 


Bonn, den 25. März 1998 


Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Marianne Klappert Heidemarie Wright 

Stellv. Vorsitzende Berichterstatterin 
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Bericht der Abgeordneten Heidemarie Wright 


i. 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 205. Sitzung 
am 25. November 1997 den Waldbericht der Bundes- 
regierung in seiner ersten Lesimg behandelt und an 
den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten zur federführenden Beratung sowie an den 
Ausschuß für Verkehr, den Ausschuß für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit und an den Aus- 
schuß für Bildung, Wissenschaft, Forschung, Techno- 
logie und Technikfolgenabschätzung zur Mitbera- 
tung überwiesen. 

11 . 

Auf Grund der Beratungen des Deutschen Bundes- 
tages am 23. September 1993 zum Waldzustandsbe- 
richt 1992 wurde die Bundesregierung auf gef ordert, 
neben dem jährlich zu erstellenden Waldzustands- 
bericht in vierjährigem Turnus - entsprechend der 
Legislaturperiode ~ dem Deutschen Bundestag einen 
Waldbericht vorzulegen, in dem ausführlich auf die 
vielfältigen Funktionen des Waldes eingegangen 
werden soU. 

Darüber hinaus hat der Deutsche Bundestag wäh- 
rend seiner Beratimgen am 19. Mai 1994 zum Agrar- 
bericht 1993 die Bundesregierung gebeten, in dem 
vorzulegenden Waldbericht auch über die vielfälti- 
gen Leistungen des Waldes zum Schutz von Umwelt 
imd Natur sowie ziun Wohle der Bevölkenmg imd 
über Maßnahmen zur Bekämpfimg der Waldschäden 
zu berichten, als auch die wirtschaftliche Lage der 
Forst- und Holzwirtschaft und auch die ökologischen 
Aspekte und die Erholungsfunktion des Waldes mit 
in den Bericht einzubeziehen. 

Im einzelnen wird auf die im Waldbericht der Bun- 
desregierung dargelegten Ausführungen verwiesen. 

III. 

Der mitberatende Ausschuß für Umwelt, Naturschutz 
imd Reaktorsicherheit hat in seiner Sitzimg am 
11. Februar 1998 die Unterrichtung durch die Bun- 
desregierung auf Drucksache 13/8493 einvemehm- 
lich zur Kenntnis genommen. Die Fraktion der SPD 
hat zum Waldbericht einen Entschließimgsantrag 
eingebracht, der mit den Stimmen der Koalitionsfrak- 
tionen gegen die Stimmen der Fraktionen SPD und 
BÜNDNIS 90/DlE GRÜNEN sowie der Gruppe der 
PDS abgelehnt wurde. 

Der mitberatende Ausschuß für Verkehr hat in seiner 
67. Sitzung am 4. März 1998 einstunmig beschlossen, 
die Unterrichtung durch die Bundesregierung auf 
Drucksache 13/8493 zur Kenntnis zu nehmen. 

Der mitberatende Ausschuß für Büdung, Wissen- 
schaft, Forschung, Technologie und Technikfolgen- 


abschätzung hat ebenfalls in seiner Sitzung am 
4. März 1998 einvemehmlich bescljlossen, die Unter- 
richtung durch die Bundesregierung auf Drucksache 
13/8493 zur Kenntnis zu nehmen. 


IV. 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten hat in seiner 92. Sitzung am 25. März 1998 
die Unterrichtung durch die Bundesregierung auf 
Drucksache 13/8493 behandelt. 

Seitens der Koalitionsfraktionen wurde die Vorlage 
des Waldberichtes begrüßt, die auf eine Initiative des 
Ausschusses zurückgehe. Die Darstellung des Wal- 
des in der Öffentlichkeit habe sich bisher überwie- 
gend auf die negativen Aspekte des Waldes, und 
zwar die durchaus bestehenden Waldschäden be- 
schränkt, die vielen positiven Aspekte imd Faktoren 
aber vernachlässigt. Diese Verzerrung habe zu einem 
negativen Image des Waldes geführt, das jetzt durch 
diesen Bericht korrigiert werden solle, indem dieser 
auf die vielfältigen Nutz-, Schutz- und Erholungs- 
funktionen des Waldes eingehe. Um diese Funktions- 
vielfalt aufrechtzuerhalten, sei neben den Maß- 
nahmen zur Waldschadensbekämpfung, worüber 
der jährliche Waldschadensbericht ausführlich infor- 
nüere, eine leistungsfähige Forst- imd Holz Wirtschaft 
imerläßlich. Ökononüe imd Ökologie seien untrenn- 
bar verbunden. Zu den positiven Entwicklungen ge- 
höre u.a. auch, daß die Waldfläche in Deutschland 
weiter zunehme und inzwischen ca. 60 % davon aus 
Laub- und Mischwald bestehe. Unterstützt wurde 
daher das Hauptanliegen der Bundesregierung, die 
Leistungsfähigkeit der Forstbetriebe zu stärken, die 
Wettbewerbsfähigkeit des Rohstoffes Holz zu verbes- 
sern und die Stabilität des Waldes zu erhöhen. Hier- 
zu wurde der einstimnüg angenommene Entschlie- 
ßimgsantrag auf Ausschuß-Drucksache 13/962 vor- 
gelegt. 

Seitens der Fraktion der SPD wurde die Vorlage des 
Waldberichtes, der eine Hervorhebung der positiven 
Aspekte ermögliche, grundsätzlich begrüßt. Gleich- 
wohl wurde davor gewarnt, auf Grund der Verlang- 
samung der Waldschadensentwicklung die Gesamt- 
situation zu beschönigen und sich nur auf die positi- 
ven Aspekte des Waldes zu beschränken. Der Wald 
sei weiterhin durch Umweltschäden belastet und 
dies müsse ein Dauerthema bleiben. Ein weiterer 
negativer Faktor sei, daß der Wald an einer mangeln- 
den Wirtschaftlichkeit kranke, wodurch die Ertrags- 
lage insgesamt rückläufig sei. Die Durchforstimg des 
Waldes sei unzureichend, was wiederum den Krank- 
heits- und Käferbefall begünstige. Die Wirtschaftlich- 
keit müsse daher erheblich verstärkt werden, was 
letztlich auch der Ökologie und Stabilität des Waldes 
zugute komme. Allerdings seien die bisherigen posi- 
tiven Ansätze der Bundesregierung nicht ausrei- 
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chend verstärkt worden. Ein hierzu vorgelegter Ent- 
schließungsantrag auf Ausschußdrucksache 13/961 
wurde mehrheitlich abgelehnt (Anlage). 

Auch seitens der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN wurde der Waldbericht begrüßt. Allerdings 
habe die Vorstellung des Berichtes den auch gerade 
von der Bundesregierung geweckten Erwartungen, 
die vielfältigen Funktionen des Waldes ausreichend 
darzustellen, nicht entsprochen. Auch sei es proble- 
matisch, sich hierbei ausschheßhch auf die wirt- 
schafüiche Nutzung des Waldes zu beschränken. Im 
übrigen fehle es an einer ausreichenden Darstellung 
der Zusammenhänge zwischen den verschiedenen 
Berichten wie dem Waldbericht, dem Waldzustands- 
bericht und auch dem Bodenbericht. Kritisiert wurde 
schließhch, daß die Bundesregierung ihrer Analyse 
im Hinblick auf negative und positive Aspekte des 
Waldes nicht entsprechende Initiativen zu ihrer Um- 
setzung folgen lasse. 

Seitens der Gruppe der PDS wurde festgestellt, daß 
es sich um einen aktuellen Situationsbericht des Wal- 


des handele. Allerdings bleibe offen, inwieweit er 
zur Überwindung der aufgezeigten Probleme bei- 
trage. Auch müsse auf Grund der imterschiedhchen 
Strukturen eine differenzierte Betrachtung des Wal- 
des und der Forstwirtschaft entsprechend der jeweüi- 
gen Situation in den alten und neuen Bundesländern 
erfolgen. 

Der Ausschuß nahm die Unterrichtung auf Druck- 
sache 13/8493 zur Kenntnis. 

Der Ausschuß empfahl einstimmig mit den Stinmien 
der Koahtionsfraktionen bei Enthaltung der Fraktio- 
nen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie der 
Gruppe der PDS, den Entschheßungsantrag der 
Koahtionsfraktionen auf Ausschußdrucksache 13/962 
anzunehmen. 

Der Ausschuß empfahl mehrheithch mit den Stim- 
men der Koahtionsfraktionen gegen die Stimmen der 
Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Gruppe der PDS, den Entschheßungsan- 
trag der Fraktion der SPD auf Ausschußdrucksache 
13/961 abzulehnen. 


Bonn, den 25. März 1998 


Heidemarie Wright 

Berichterstatterin 
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Anlage 


Ausschußdrucksache 13/961 

24. März 1998 


Entschließungsantrag 

der Fraktion der SPD zu TOP 4 der 92. Sitzung 
des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten 

Waldbericht der Bundesregierung 
- Drucksache 13/8493 - 


Die im Jahr 1997 vorgelegten Berichte zum Wald 
zeigen in der Zusammenschau eine ökologisch dra- 
matische und ökonomisch bedenkliche Situation der 
Wälder sowie der Forstwirtschaft. Die Schäden an 
den Wäldern und Waldböden sind äußerst besorgnis- 
erregend. 

Mit dem Waldbericht sollte die Bundesregierung 
nach Auffassung des Bundestages über die vieKälti- 
gen Funktionen des Ökosystems Wald berichten. Die 
ausführliche Darstellung der multifunktionalen Be- 
deutung des Waldes in dem Bericht wird begrüßt. 
Dies gilt insbesondere für die Wälder als natürhche 
Lebensräume, als Wasserspeicher und Erholungs- 
raum, für ihre Bedeutung im Hinbhck auf den Natur- 
und Artenschutz, den Klimaschutz, den Bodenschutz 
sowie für die Forst- und Holz Wirtschaft. 

Die Erwartung des Deutschen Bundestages, daß die 
Bundesregierung wirksamer gegen die Ursachen der 
Waldschäden vorgeht und die wirtschafthche Lage 
der Forst- und Holzwirtschaft stärkt imd damit auch 
die ökologische und Erholungsfunktion des Waldes 
sichert, wird durch den Waldbericht nicht erfüllt. 

Der im Juni 1997 zum ersten Mal erschienene Wald- 
bodenbericht dokumentiert die seit langem sich ab- 
zeichnende Verschlechterimg des Allgemeinzustan- 
des der Waldböden durch großräumige Versauenmg 
und Stickstoffüberdüngung. Die im Waldbodenbericht 
dargelegten Ergebnisse der bundesweiten Erhebimg 
zeigen starke Nährstoffungleichgewnchte imd eine Ba- 
senverarmung der Oberböden sowie hohe Schwerme- 
tallkonzentrationen in den Humusauflagen. 

Der Waldzustandsbericht 1997 stellt insbesondere 
die fortschreitende Schädigung der heimischen 
Laubbaumarten fest, die zu 69% Blatt- und Kronen- 
schäden aufweisen. Nur noch eine von zehn Eichen 
über 60 Jahre kann als gesund bezeichnet werden. 
Auch die Nadelbäume sind vor allem in der Alters- 
klasse über 60 Jahre überproportional erkrankt. 
Regionale Schwankungen im Schadensverlauf und 
leichte prozentuale Verbesserungen bei einzelnen 
Baumarten gegenüber dem Vorjahr sind vorwiegend 
auf die günstige Wittenmg zurückzuführen. Die 
Belastung des Waldes durch Luftschadstoffe hat sich 
nicht zum Besseren entwickelt. Verantworthch für 
die Waldschäden bleiben nach wie vor die Emissio- 
nen aus Straßenverkehr, Industrie, Haushalten und 
Landwirtschaft. 


Die Berichte zeigen, daß die Bundesregierung kein 
Konzept hat, um die Schadstoffbelastungen des Wal- 
des entscheidend zu verringern. Wie die Antwort der 
Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der SPD zu 
„Perspektiven der heimischen Wald- und Forstwirt- 
schaft und der Holzindustrie" (Drucksache 13/9387) 
belegt, hat sie auch kein Konzept, um die natumahe 
Waldbewirtschaftung in Kooperation mit den Bun- 
desländern und Gemeinden durchzusetzen sowie 
durch ein europaeinheitiiches Zertifikations- imd 
Kennzeichnungssystem die Verbraucher zur ver- 
mehrten Verwendung einheimischer Hölzer zu moti- 
vieren. 

Auch auf internationaler Ebene gibt es keine Initiati- 
ven für verbindhche Vereinbarungen zum dringend 
notwendigen Schutz der tropischen Regenwälder 
und der borealen Wälder vor Zerstörungen, zu inten- 
siver Nutzung und Brandrodung. Der fortschreitende 
Raubbau und die Vernichtung der wertvollen biologi- 
schen Vielfalt der Wälder ist mit den Beschlüssen von 
Rio 1992 nicht vereinbar. Ohne eine nachhaltige Ent- 
wicklung, ohne wirksame Maßnahmen zur Bekämp- 
fung der Armut und zur Begrenzung der Bevölke- 
rungszunahme sind keine Fortschritte zu erwarten. 
Auch die Umweltbildung muß dringend verbessert 
werden. Zu allen diesen Problemen hat die Bimdes- 
regierung in ihren Berichten keine Konzepte ent- 
wickelt. 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregie- 
rung daher erneut auf, mit wirksamen Maßnahmen 
gegen die Waldschäden vorzugehen. Sie soU sich 
national sowie auf europäischer und internationaler 
Ebene für verbindhche Regelungen zur Durchset- 
zung einer natumahen, nachhaltigen und umweltge- 
rechten Waldbewirtschaftung einsetzen. Dabei sind 
folgende Schwerpunkte vorrangig: 

1. Verminderung der Schadstof fbelastung der Wäl- 
der und der Waldböden durch Maßnahmen zur 
Emissionsbegrenzung bei der Energieerzeugung 
und der Energie Verwendung, im Straßen- und 
Luftverkehr und bei der ländwirtschafthchen Pro- 
duktion. Im Rahmen einer integrierten Gesamtver- 
kehrsplanung ist ein Programm zur Verkehrsver- 
meidung und -Verlagerung zu erstehen, um die 
waldschädigenden Luftverunreinigungen durch 
den rapide anwachsenden Straßenverkehr zu ver- 
mindern. 

2. Ausarbeitimg eines Konzepts und Festlegung ver- 
bindhcher Anforderungen an eine natumahe 
Waldbewirtschaftung. Die Begründung standort- 
gerechter, stabiler und artenreicher Mischbestände 
muß dabei Vorrang bekommen. 

3. Initüemng einer europäischen Verordnung über 
natumahe Waldbewirtschaftung mit einem ent- 
sprechenden Zertifizierungs- und Kennzeich- 
nungssystem. 

4. Internationale Vereinbarungen im Rahmen der 
UN und der WTO zum Schutz der Wälder und 
Festlegung ökologischer Standards beim Handel 
und bei der Nutzung der Wälder. International 
abgestimmte und kontrolherbare Kennzeichnung 
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für Hölzer aus nachhaltiger Waldbewirtschaf- 
tung. 

5. Eröffnung von weiteren Marktmöghchkeiten für 
die heimische Wald- und Forstwirtschaft durch 
eine alternative, dezentrale Energieversorgung, 
die auch die energetische Nutzung von Holz 
(vorwiegend Schwach- und Durchforstungsholz) 
mit einbezieht sowie durch eine konsequente 
Förderung des Einsatzes von Holz als Baumate- 
rial. 


6. Förderung der Umweltbildung im Rahmen der 
UN-, EU- und nationalen Entwicklungs- und Bil- 
dungsprogrammen. 

7. Initiativen der Bundesregierung zum Abschluß 
einer Internationalen Waldkonvention oder eines 
Waldprotokolls, das alle Klimazonen umfaßt, den 
Raubbau stoppt und die Ausweisung von Natur- 
waldreservaten, • Wiederaufforstungsprogrammen 
sowie eine durchgängige nachhaltige Forstwirt- 
schaft als vorrangige Ziele fördert. 
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